
  
 

Gebührenordnung 
der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern 

 
vom 09. Dezember 2016 (Mitteilungsblatt der Apothekerkammer M-V, Ausgabe 2016-05, S. 6) 
beschlossen: 
 
 

§ 1 Gebühren und Auslagen 
 
(1) Die Kammer erhebt Gebühren und Auslagen für  
 a. Amtshandlungen 
 b. Seminare und Veranstaltungen, 

 c. die Benutzung von Einrichtungen und Gegenständen sowie für Leistungen, die die 
Kammer auf Veranlassung oder im Interesse Einzelner erbringt. 

 
(2) Die Kammer kann vom Gebührenschuldner neben den Gebühren den Ersatz von Auslagen, 
die der Kammer bei Tätigkeiten nach § 1 Abs. 1 entstehen, verlangen, soweit der von der 
Kammer üblicherweise zu tragende Verwaltungsaufwand überschritten wird. 
 
 Als Auslagen gelten insbesondere: 

1. Aufwendungen für Ausfertigungen, Abschriften, Kopien, Auszüge und dergleichen, die 
auf besonderen Antrag entstehen, 

2. Schreibauslagen, 
3. Aufwendungen für Übersetzungen, 
4. Kosten einer öffentlichen Bekanntmachung, 
5. Post- und Fernsprechgebühren, 
6. Reisekosten und Entschädigungen der bei Verwaltungshandlungen Mitwirkenden. 

 
(3) Die Erstattung der Auslagen kann auch verlangt werden, wenn eine Gebührenerhebung 
nicht vorgesehen ist oder von einer Gebührenerhebung abgesehen wird.  
 

§ 2 Bemessung der Gebühren 
 
(1) Die Gebühren sind als feste Sätze oder als Mindest- und Höchstsätze (Gebührenrahmen) in 
einem Gebührenverzeichnis zu bestimmen. Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil dieser 
Gebührenordnung (Anlage 1). 
 
(2) Gebühren, für die in dem Gebührenverzeichnis ein Rahmen festgelegt ist, sind zu bemessen 
nach 
 

1. der Bedeutung der Leistung, dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen Nutzen der 
Amtshandlung für den Gebührenschuldner 

2. dem mit der Amtshandlung verbundene Verwaltungsaufwand, 
3. nach dem Maß der Inanspruchnahme der Kammer. 
 

(3) Soweit die Gebühren nach dem Wert der Leistung berechnet werden, ist der Wert zur Zeit 
der Beendigung der Verwaltungshandlung maßgebend. 
 



(4) Bei der Bemessung von Gebühren kann zwischen Kammermitgliedern und Dritten 
differenziert werden. 
 

§ 3 Gebührenschuldner 
 

(1) Gebührenschuldner ist,  
 

1. wer gebührenpflichtige Tätigkeiten der Kammer beantragt oder zu wessen Gunsten sie 
vorgenommen werden, 

2. wer die Kosten kraft einer gegenüber der Kammer abgegebenen oder ihr mitgeteilten 
Erklärung übernimmt, 

3. wer für die Kosten eines Anderen kraft Gesetzes haftet, 
4. wer besondere Anlagen und Einrichtungen der Kammer oder besondere Leistungen in 

Anspruch nimmt. 
 
(2) Schulden mehrere Schuldner eine Gebühr gemeinsam, haften sie als Gesamtschuldner. 
 
(3) Auslagen sind vom Gebührenschuldner zu ersetzen. 
 

§ 4 Entstehung des Anspruchs 
 
(1) Der Gebührenanspruch entsteht bei antragsgebundenen Tätigkeiten mit Eingang des 
Antrags, im Übrigen mit der Beendigung der gebührenpflichtigen Amtshandlung. 
 
(2) Der Anspruch auf Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden 
Betrages durch die Kammer. 
 
(3) Gebühren und Auslagen sind innerhalb der festgesetzten Frist zu entrichten. 
 

§ 5 Fälligkeit, Vorschuss, Säumniszuschläge, Vollstreckung 
 
(1) Gebühren und Auslagen werden mit ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Gebühren-
schuldner fällig. 
 
(2) Die Kammer kann für Gebühren und Auslagen angemessene Vorschüsse verlangen. 
 
(3) Überzahlte oder zu Unrecht erhobene Beträge sind zu erstatten. Dies gilt nicht für Zahlung-
en aufgrund von unanfechtbar gewordenen Bescheiden. 
 
(4) Schriftstücke und sonstige Sachen, z.B. Urkunden, können bis zu Bezahlung der Kosten 
zurückbehalten oder dem Schuldner mittels Nachnahme zugestellt werden. 
 
(5) Gebühren und Auslagen, die nicht innerhalb der festgesetzten Frist entrichtet worden sind, 
werden unter Fristangabe angemahnt. Nach Ablauf eines Monats nach dem Fälligkeitstag wird 
für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von eins vom Hundert des 
rückständigen Betrages erhoben, wenn dieser 50 Euro übersteigt. 
 
(6) Nicht gezahlte Gebühren und Auslagen werden nach den Bestimmungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes beigetrieben. 



§ 6 Gebühren bei Rücktritt, Ablehnung oder Zurücknahme eines Antrags 
 
(1) Nimmt der Gebührenschuldner eine beantragte Leistung der Kammer nicht oder nicht voll in 
Anspruch, so kann die Gebühr entsprechend ermäßigt werden. 
 
(2) Die vorgesehene Verwaltungsgebühr ermäßigt sich um ein Viertel, wenn 
 

1. ein Antrag zurückgenommen wird, nachdem mit der sachlichen Bearbeitung begonnen, 
die Amtshandlung aber noch nicht beendet ist, oder 

2. ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit abgelehnt wird. 
 
Aus Gründen der Billigkeit kann die Verwaltungsgebühr bis auf ein Viertel der vorgesehenen 
Gebühr ermäßigt oder von ihrer Erhebung abgesehen werden. 
 
(3) Bemisst sich die Gebühr nach dem Wert der Leistung oder einem Gebührenrahmen, ist von 
der Gebühr auszugehen, die bei Vornahme der Verwaltungshandlung festzusetzen wäre. 
 
(4) Wird der Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt, wird keine Gebühr erhoben. Dasselbe 
gilt bei Zurücknahme eines Antrages, wenn mit der sachlichen Bearbeitung noch nicht 
begonnenen ist.  
 

(5) Für den Erlass eines Widerspruchsbescheides sind die Verwaltungsgebühren und Auslagen 
zu erstatten, sofern gegen die Ablehnung oder Vornahme einer kostenpflichtigen Amtshandlung 
Widerspruch erhoben wurde und der Widerspruch zurückgewiesen wird. Es ist eine 
Verwaltungsgebühr bis zur Höhe der Gebühr zu erheben, die für die angefochtene 
Amtshandlung zu zahlen ist. Bei Rücknahme oder Erledigung eines Widerspruchs, nachdem mit 
der sachlichen Bearbeitung begonnen, der Widerspruchsbescheid aber noch nicht erlassen 
wurde, ist ein Viertel der nach Satz 2 festzusetzenden Verwaltungsgebühr zu erheben. Im Fall 
der Aufhebung des Widerspruchsbescheides, sind die für den Widerspruchsbescheid bereits 
gezahlten Verwaltungsgebühren und Auslagen dem Träger der öffentlichen Verwaltung, der 
diese Kosten zu tragen hatte, auf Antrag zu erstatten. 

(6) Richtet sich in einer kostenpflichtigen Angelegenheit der Widerspruch ausschließlich gegen 
die Kostenentscheidung, gilt Absatz 5 mit der Maßgabe, dass die Verwaltungsgebühr für den 
Widerspruchsbescheid bis zu einem Zehntel des angefochtenen Betrages, mindestens 2,50 
Euro, beträgt. 

 
(7) Bei Rücknahme und Widerruf eines kostenpflichtigen Verwaltungsaktes ist eine 
Verwaltungsgebühr bis zur Höhe der für die Amtshandlung selbst festgesetzten Gebühr und die 
Auslagen zu erstatten, sofern der Betroffene dazu Anlass gegeben hat. 
 
(8) Die Gebühr ist um mindestens die Hälfte zu ermäßigen, wenn ein Verwaltungsakt 
zurückgenommen oder widerrufen wird, ohne dass der Betroffene dazu Anlass gegeben hat. 
Die Gebühr kann auch in voller Höhe erstattet werden, wenn dies der Billigkeit entspricht. 
 

§ 7 Kostenfestsetzung 
 
(1) Die Kosten werden von der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern durch 
Gebührenbescheid schriftlich festgesetzt und dem Kostenschuldner bekanntgegeben. 
 



Dabei sind anzugeben: 
 
 1. die kostenerhebende Körperschaft, 
 2. der Gebührenschuldner, 
 3. die gebührenpflichtige Amtshandlung, 
 4. die Höhe der Gebühren und Auslagen, mit Berechnung, 
 5. die Rechtsgrundlage für ihre Erhebung, 
 6. die Angabe der Fälligkeit und des Zahlungsempfängers, 
 7. die Belehrung über den Rechtsbehelf, der gegen den Gebührenbescheid gegeben ist. 
 

§ 8 Stundung, Erlass, Niederschlagung 
 
(1) Gebühren und Auslagen können auf schriftlichen Antrag gestundet werden, wenn und 
solange ihre Zahlung eine erhebliche Härte für den Zahlungspflichtigen bedeuten würde und der 
Zahlungsanspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird. 
 
(2) Gebühren und Auslagen können auf schriftlichen Antrag im Falle einer unbilligen Härte ganz 
oder teilweise erlassen werden. Dabei ist an den Begriff der unbilligen Härte ein strenger 
Maßstab anzulegen  und das Erfordernis einer gleichmäßigen Behandlung aller 
Kammerangehörigen zu beachten. 
 
(3) Anträge auf Stundung oder Erlass sind geeignete Beweismittel beizufügen. 
 
(4) Gebühren und Auslagen können niedergeschlagen werden, wenn ihre Beitreibung keinen 
Erfolg verspricht oder wenn Aufwand und Kosten der Beitreibung in einem Missverhältnis zur 
Zahlungsschuld stehen. 
 
(5) Schulden mehrere Schuldner eine Gebühr oder Auslage gemeinsam (Gesamtschuldner), so 
ist jeder von Ihnen antragsberechtigt im Sinne der Absätze 1 und 2. Stundung, Erlass und 
Niederschlagung wirken gegenüber jedem Gesamtschuldner. 
 
(6) Gegen die Entscheidung über den Antrag nach Absatz 1 oder 2 kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 
 

§ 9 Verjährung 
 
Der Anspruch auf Zahlung von Gebühren und Auslagen verjährt nach fünf Jahren. Die 
Verjährungsfrist beginnt mit dem Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der Anspruch fällig 
geworden ist. Die Verjährung wird unterbrochen durch schriftliche Zahlungsaufforderung, durch 
Zahlungsaufschub, durch Stundung, durch Aussetzung der Vollziehung, durch 
Sicherheitsleistung, durch Vollstreckungsmaßnahmen, durch Vollstreckungsaufschub, durch 
Anmeldung im Insolvenzverfahren sowie durch Ermittlungen der Apothekerkammer 
Mecklenburg-Vorpommern über Wohnsitz oder Aufenthalt des Gebührenschuldners. 
 

§ 10 Rechtsbehelfe 
 
(1) Die Kostenentscheidung kann zusammen mit der Sachentscheidung oder selbständig 
angefochten werden. Der Rechtsbehelf gegen eine Sachentscheidung erstreckt sich auch auf 
die Kostenentscheidung. 
 
(2) Gegen den Widerspruchsbescheid kann nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichts-



ordnung Klage erhoben werden. 
 
(3) Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Nr. 1 
VwGO). 
 

§ 11 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Gebührenordnung der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern vom 23. Mai 1992, welche 
zuletzt durch die Satzung zur Änderung der Gebührenordnung der Apothekerkammer 
Mecklenburg-Vorpommern vom 02. Dezember 2015 geändert worden ist, außer Kraft. 
 



Anlage 1 der Gebührenordnung 
der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern 

 
 

• Gebührenverzeichnis 
 

1. allgemeine Gebühren 
 
1.1 Fotokopien 
 
1.1.1 Schwarzweiß 

Für die ersten zehn Seiten DIN-A4, je Seite 
0,50 EUR 

Für jede weitere Seite  
0,15 EUR 

1.1.2 farbig 
0,70 EUR 

 
1.2 Elektronische Übermittlung von Dateien, je Datei 

1,50 EUR 
 

1.3 Ausfertigung von Duplikaten Beglaubigungen oder Kopien, z.B. von 
Zeugnissen, Erlaubnisscheinen und Urkunden 

15,- EUR 
 
1.4 Für Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Beantragung auf Zugang 

von Informationen nach dem Gesetz zur Regelung des Zugangs zu 
Informationen für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Informationsfreiheitsgesetz – IFG M-V) und weiterer gesetzlicher 
Informationsansprüche werden Gebühren gemäß der Verordnung über die 
Gebühren und Auslagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
(Informationskostenverordnung – IFGKostVO M-V) vom 01. Juli 2008 
(GVOBl. M-V 2008, S. 231), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. 
Januar 2012 (GVOBl. M-V S. 11), in der jeweils geltenden Fassung 
erhoben. 

 
1.5 Säumniszuschläge 

 
1.5.1 Erste Mahnung 

5,- EUR 
 

1.5.2 Jede weitere Mahnung 
10,- EUR 

 
1.6 Bearbeitungsgebühr Vollstreckung 

50 – 100,- EUR 
 

2. Weiterbildung/Fortbildung 
 
2.1 Teilnahme an Weiterbildungs-/Fortbildungsveranstaltungen der 



Apothekerkammer: 
 
2.1.1 Kurz- und Halbtagesveranstaltungen 

bis 75,- EUR 
 
2.1.2 Ganztagesveranstaltungen 

bis 150,- EUR 
 

2.2 Anerkennung einer Fortbildungsmaßnahme gemäß den Richtlinien der 
Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern zum Erwerb  des 
freiwilligen Fortbildungszertifikats, in den jeweils geltenden Fassungen:  

50,- EUR 
 

2.3 Entscheidung über den Antrag auf Erteilung eines Fortbildungszertifikats 
15,- EUR 

 
2.4 Erlaubnis zum Führen einer Weiterbildungsbezeichnung 

25,- EUR 
 

3. QMS 
 
3.1 Zertifizierung des Qualitätsmanagementsystems einer Apotheke gemäß 

Satzung der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern für das 
Qualitätsmanagementsystem der Apotheken 

 
3.1.1 Audit inklusive Zertifizierung 

800,- EUR 
 

3.1.2 Audit inklusive Rezertifizierung 
800,- EUR 

 
3.1.3 Überwachungsaudit 

400,- EUR 
 

4. Seminarräume 
 
4.1 Benutzung, je Stunde 

62,50 EUR 
 

5. Bescheidung/Prüfung  
 

5.1 Abschlussprüfung bzw. Wiederholungsprüfung für den Ausbildungsberuf 
Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte 

80,- EUR 
 

5.2 Prüfung nach der Weiterbildungsordnung zur Führung der 
Fachapothekerbezeichnung  

 
5.2.1 in einem Fachgebiet 

150,- EUR 
 



5.2.2 in einem Bereich   
 

50,- EUR 
 

5.3 Anerkennung aufgrund von Übergangsbestimmungen  
 
5.3.1 in einem Fachgebiet 

75,- EUR 
 

5.3.2 in einem Bereich        
25,- EUR 

 
5.4 Entscheidung über den Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit von 

im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen mit dem Beruf der 
Pharmazeutisch-kaufmännischen Angestellten 

50 – 500,- EUR 
 

5.5 Fachsprachprüfung zur Feststellung der nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 Bundes-
Apothekerordnung für die Ausübung der Berufstätigkeit erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache  

300,- EUR 
 

5.6 Fachkenntnisprüfung nach § 4 Abs. 3 Bundes-Apothekerordnung  
300,- EUR 

 
5.7 Entscheidung über den Antrag auf Neufeststellung des Jahresbeitrages 

250,- EUR 
 

6. Ausgabe des Heilberufsausweises  
 
6.1 KammerIdent-Verfahren  

24 – 40,- EUR 
 

6.2 Bestätigung des Berufsattributs  
39 – 70,- EUR 

 
7. Rezeptsammelstelle 
 
7.1 Entscheidung über die Erlaubnis zur Unterhaltung einer Rezeptsammelstelle  
  nach § 24 Abs. 1 Apothekenbetriebsordnung 

150,- EUR 
 

7.2 Rücknahme des Antrags vor Erlass der Entscheidung 
50,- EUR 

 
 


